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Änderungsantrag zu FH­SF­01

Von Zeile 1 bis 2:
Deutschland ist ein sicheres Land, und es soll sicher bleiben. Wir wollen einen starken Rechtsstaat, der vor
Kriminalität und Terror schützt und den Bürgerrechten verpflichtet ist. Unsere freie Gesellschaft und ihre
Werte sind heute vielfältigen Angriffen ausgesetzt. Wir sehen uns bedroht durch menschenverachtenden
Terror, wir beobachten mit Sorge den zunehmenden Fremdenhass und das offene Misstrauen gegenüber
staatlichen Institutionen und den Medien. Eine übertriebene und in der Sache wenig effektive Politik der
permanenten Ausweitung von Überwachungsbefugnissen schwächt die Freiheit und bringt nicht mehr
Sicherheit. Wir wollen den liberalen Rechtsstaat stärken und verteidigen. Der liberale Rechtsstaat schützt
die vielfältigen Lebensweisen eines jeden Einzelnen in unserer Gesellschaft - diese Vielfalt macht unsere
europäische Lebensart aus. Er setzt Fanatiker*innen, Faschisten und Reichsbürger*innen rechtsstaatlich,
mit zielgerichteter Gefahrenabwehr statt mit pauschalen Verdächtigungen und Massenüberwachung die
Grenzen und gewährleistet effektive Strafverfolgung. Ein starker Rechtsstaat zeichnet sich dadurch aus,
dass er die Balance zwischen Freiheit und Sicherheit bewahrt. Grüne Sicherheitspolitik adressiert konkrete
Probleme und findet passende Lösungen. Mehr Überwachung heißt mehr Sicherheit - dieser Ansatz
überzeugt uns nicht.

Begründung

mündlich. Der Antrag steht in Verbindung mit der ebenso eingereichten Streichung von ” Religiöse und
politische Fanatiker fordern unseren Rechtsstaat heraus. Der menschenverachtende Terror des
Dschihadismus und die offene Bedrohung durch Rechtsextreme wie Neonazis und Reichsbürger*innen
zielen gleichermaßen auf unsere freie Gesellschaft und ihre Werte. Ihnen stellen wir uns entgegen. Wir tun
dies entschlossen, effektiv und rechtsstaatlich, mit zielgerichteter Gefahrenabwehr statt mit pauschalen
Verdächtigungen und Massenüberwachung.”, welche technisch nicht gemeinsam mit dieser Änderung
eingereicht werden konnte.
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